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An die

Bürgermeisterin der Stadt Hattingen

Frau Melanie Witte-Lonsing

Rathausplatz 1

45525 Hattingen

Hattingen, den 28.09.2026
AFD-AN-2026-013

Antrag: Ausreisepflichtige in städtischer Unterbringung: 

Aufgaben und Kosten der Stadt

zur Stadtverordnetenversammlung am 15.10.2026

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin,

die AfD-Ratsfraktion Hattingen stellt folgenden Antrag und bittet, ihn als eigenen Tagesordnungspunkt 

in die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 15.10.2026 aufzunehmen (§ 2 Abs. 1 GeschO).

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. Die Verwaltung legt in kurzer Zusammenfassung dar, welche eigenen Aufgaben die Stadt 

gegenüber vollziehbar ausreisepflichtigen Personen, einschließlich der geduldeten, in städtischer 

Unterbringung und Betreuung hat. Das betrifft die Unterbringung, die Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz einschließlich der Entscheidung über Anspruchseinschränkungen 

nach § 1a AsylbLG, die Unterrichtungspflichten gegenüber der Ausländerbehörde nach § 87 Abs. 

2 AufenthG und das Meldewesen. Sie berichtet, in welcher Form und mit welcher Regelfrist sie 

diese Unterrichtungen vornimmt und wie sie von Statusänderungen Kenntnis erhält.

2. Die Verwaltung beziffert den Aufwand der Stadt für diese vollziehbar ausreisepflichtigen Personen 

in den Jahren 2024, 2025 und 2026 (Unterbringung, Leistungen, Betreuung, Gesundheitsversor

gung) und die darauf entfallenden Erstattungen von Land und Bund. Dabei ist anzugeben, ob 

und gegebenenfalls ab welchem Zeitpunkt Erstattungen entfallen. Der verbleibende Nettoaufwand 

ist auszuweisen; eine belastbare Größenordnung genügt, das Verfahren der Ermittlung ist darzu

stellen.
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3. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben wird die Verwaltung beauftragt, bei der Ausländerbehörde 

des Ennepe-Ruhr-Kreises und bei der Kreispolizeibehörde Ennepe-Ruhr in geeigneter Weise um 

Auskunft in zusammengefasster Form zu bitten:

• erstens zu den vollziehbar ausreisepflichtigen Personen ohne Duldung: wie viele es sind, wie 

sie sich nach der Dauer der Ausreisepflicht verteilen (unter einem Jahr, ein bis drei Jahre, über 

drei Jahre), aus welchen Gründen die Abschiebung bislang nicht vollzogen wurde und wie viele 

aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegenüber diesen Personen in den Jahren 2024, 2025 und 

2026 eingeleitet und vollzogen wurden;

• zweitens zu den geduldeten Personen: wie viele es sind, wie sich die Duldungsgründe nach 

Fallgruppen verteilen (§ 60a AufenthG) und wie viele Duldungen seit mehr als drei Jahren 

fortlaufend verlängert werden.

Die Antworten der Behörden werden der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt; personenbe

zogene Angaben werden dabei geschwärzt.

4. Der Bericht ist der Stadtverordnetenversammlung bis zur Sitzung am 10.12.2026, spätestens zur 

ersten Sitzung im Jahr 2027, vorzulegen. Verweigert eine Behörde die Auskunft nach Ziffer 3 ganz 

oder teilweise, ist deren Begründung im Wortlaut beizufügen.

Begründung

Im Februar 2026 hat die Verwaltung auf Anfrage des Stadtverordneten Fackler (CDU) die Zahl der 

geduldeten Personen mit rund 150 angegeben; es handele sich ausschließlich um Personen im 

Leistungsbezug nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und/oder in städtischer Unterkunft (Anfrage 

F 3/2026, Ausschuss für Soziales, Integration und Migration am 11.02.2026). Zum 31.07.2026 

waren 384 geflüchtete Personen untergebracht, 337 bezogen Leistungen nach dem Asylbewerber

leistungsgesetz (Drucksache 218/2026). Der Antrag unterscheidet zwei Gruppen. Bei Personen, die 

vollziehbar ausreisepflichtig sind und keine Duldung haben, steht die Ausreisepflicht fest; dass sie 

dennoch untergebracht und versorgt werden, ist eine Frage des Vollzugs, und der Rat will wissen, 

woran er scheitert. Bei geduldeten Personen hat die Ausländerbehörde die Abschiebung ausgesetzt; 

die Ausreisepflicht bleibt nach § 60a Abs. 3 AufenthG bestehen, der Rat will die Gründe und die Dauer 

kennen. Was beide Gruppen die Stadt kosten, liegt dem Rat bisher nicht vor.

Der Haushalt weist für jede Aufgabe den Nettoaufwand aus, für diese nicht. Der Fachbereich Soziales 

und Wohnen plant 2026 mit Transferaufwendungen von rund 7,8 Millionen Euro; dem stehen Kosten

erstattungen vom Land für Leistungen nach § 3 AsylbLG von rund 3,05 Millionen Euro gegenüber 

(Konto 448103). Welcher Anteil auf ausreisepflichtige Personen entfällt und ob das Land dafür noch 

erstattet, ist aus dem Haushaltsplan nicht ersichtlich. Über diese Ansätze beschließt der Rat (§ 41 

Abs. 1 Satz 2 Buchstabe h GO NRW). Er beschließt damit über Millionen, ohne zu wissen, was 

erstattet wird und was an Hattingen hängen bleibt.

Die Ausländerbehörde wird beim Ennepe-Ruhr-Kreis geführt; aufenthaltsbeendende Maßnahmen 

liegen nicht bei der Stadt. Ihre eigenen Aufgaben sind damit nicht erledigt: Sie bringt unter, zahlt die 
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Leistungen aus, entscheidet über Anspruchseinschränkungen, führt das Melderegister und hat die 

Ausländerbehörde in den in § 87 Abs. 2 AufenthG genannten Fällen unverzüglich zu unterrichten. 

Ziffer 1 fragt, wie sie das tut. Ziffer 3 beauftragt sie, bei Kreis und Polizei um Auskunft zu bitten.

Die AfD-Ratsfraktion hatte mit Sitzungsanfrage vom 24.08.2026 zur Sitzung des Ausschusses für 

Soziales, Integration und Migration am 02.09.2026 nach den Aufgaben der Stadt bei ausreisepflich

tigen Personen, nach deren Zahl und nach den nicht erstatteten Kosten gefragt. Eine schriftliche 

Antwort steht aus. Der Rat erhält Zahlen und die Antworten der Behörden, keine Namen.

Der Bericht nach den Ziffern 1 und 2 und die Auskunftsersuchen nach Ziffer 3 sind mit geringem 

Aufwand möglich.

Beratungsfolge

Gremium Datum Art

Stadtverordnetenversammlung 15.10.2026 Beschluss

Der Antrag enthält einen Berichtsauftrag zu eigenen Aufgaben der Stadt und einen Auftrag zur Einholung von Auskünften. 

Rechtsgrundlage sind § 41 Abs. 1 Satz 1 GO NRW in Verbindung mit § 62 Abs. 2 Satz 1 und 2 GO NRW sowie die Verant

wortung des Rates für die Haushaltssatzung nach § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe h GO NRW; das Unterrichtungsrecht nach § 

55 Abs. 1 Satz 1 GO NRW tritt hinzu. Auch Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung nimmt die Stadt als eigene Aufgaben 

wahr; nur bei der Durchführung einer ergangenen Weisung beschränkt sich die Kontrolle des Rates auf die Unterrichtung 

(§ 62 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 55 Abs. 3 GO NRW). Der Antrag erteilt keine Weisung. Eine Vorberatung im 

Fachausschuss ist nicht erforderlich; so hat die Stadtverordnetenversammlung am 16.07.2026 über Drucksache 207/2026 

ohne Vorberatung in einem Ausschuss beraten.

Wir bitten um eine kurze Bestätigung des Eingangs dieses Antrags.

gez. S. Thomas und C. Glunz

Fraktionsvorsitzende – AfD-Ratsfraktion Hattingen
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